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365. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 27. August
1984 über die Studienrichtung Lebensmittel-

und Biotechnologie

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 1 bis 15 des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 292/1969, über die Stu-
dienrichtung der Bodenkultur, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 294/1984, in
Verbindung mit den Bestimmungen des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/
1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 116/1984, wird verordnet:

Einrichtung

§ 1. Die Studienrichtung Lebensmittel- und Bio-
technologie ist an der Universität für Bodenkultur
einzurichten.

Studiendauer und Studienabschnitte

§ 2. (1) Das Studium der Lebensmittel- und Bio-
technologie besteht aus zwei Studienabschnitten
und erfordert einschließlich der für die Anfertigung
der Diplomarbeit vorgesehenen Zeit die Inskription
von zehn Semestern. Der erste Studienabschnitt
umfaßt vier Semester, der zweite Studienabschnitt
umfaßt sechs Semester.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
die Grundlagen für die wissenschaftliche Berufsvor-
bildung in der Lebensmittel- und Biotechnologie zu
vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Vertie-
fung der Bildung und Ausbildung auf den Gebieten
der Lebensmittel- und Biotechnologie.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Universitätslehrer gemäß § 23 Abs. 1 des
Universitäts-Organisationsgesetzes haben im Rah-
men der festgesetzten Lehrverpflichtungen oder
Lehraufträge auf Grund der Studienpläne ihre
Lehrveranstaltungen so einzurichten und den Lehr-

stoff so zu bemessen, daß die Studierenden inner-
halb der vorgesehenen Studiendauer ihre ordentli-
chen Studien abzuschließen vermögen (§2 Abs. 1
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

Inskription im ersten Studienabschnitt

§ 3. (1) In den vier Semestern des ersten Studien-
abschnittes sind nach Maßgabe des Studienplanes
unter Berücksichtigung der vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen zwischen 91 und
114 Wochenstunden aus den Prüfungsfächern und
fünf Wochenstunden aus Freifächern zu inskribie-
ren. Die im Studienplan empfohlenen Freifächer
sind besonders zu beachten. Die Zahl der inskri-
bierten Wochenstunden hat in jedem Semester min-
destens 20 zu betragen.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Prüfungsfächern zu inskribieren:

Vorprüfungen zur ersten Diplomprüfung

§ 4. (1) Die Vorprüfungen haben im Rahmen der
ordentlichen Studien der Feststellung von erforder-
lichen Vorkenntnissen für Diplomprüfungen zu
dienen (§ 23 Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes).

(2) Zur ersten Diplomprüfung sind in folgenden
Fächern Vorprüfungen abzulegen:

1. Mathematik und Statistik;
2. Elektrotechnik;
3. Physik;
4. Landwirtschaftliche Pflanzenproduktion;
5. Pflanzen- und Vorratsschutz.
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Zulassung zur ersten Diplomprüfung

§ 5. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung oder zu einem Prüfungsteil
einer solchen Teilprüfung gemäß § 6 Abs. 2 Z 1
setzt die gültige Inskription und den Abschluß der
für die betreffende Prüfung in Betracht kommen-
den Lehrveranstaltung(en) und die positive Beurtei-
lung bestimmter Teilprüfungen (Prüfungsteile)
nach Maßgabe der Bestimmungen des Studienpla-
nes (§ 5 Abs. 5 des Bundesgesetzes über Studien-
richtungen der Bodenkultur) voraus.

(2) Im Falle des § 6 Abs. 2 Z 2 setzt die Zulas-
sung zu einem der beiden Teile der kommissionel-
len Prüfung voraus:

1. Die gültige Inskription der die Prüfungsfä-
cher umfassenden Lehrveranstaltungen;

2. die erfolgreiche Teilnahme an den für die zu
prüfenden Fächer im Studienplan vorgeschrie-
benen Übungen, Seminaren, Proseminaren,
Privatissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien.

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der kommis-
sionellen Prüfung setzt weiters die positive Beurtei-
lung des ersten Teiles dieser Prüfung, die erfolgrei-
che Ablegung der vorgesehenen Vorprüfungen und
die gültige Inskription der Freifächer gemäß § 3
Abs. 1 voraus.

Erste Diplomprüfung

§ 6. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplomprü-
fung sind:

1. Chemie;
2. Allgemeine Botanik;
3. Maschinenkunde;
4. Allgemeine Mikrobiologie.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten:

1. entweder in Form von Teilprüfungen von Ein-
zelprüfern,

2. oder als kommissionelle Prüfung in zwei Tei-
len vom gesamten Prüfungssenat nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen abzuhal-
ten:
a) Der erste Teil der kommissionellen Prü-

fung umfaßt mindestens zwei, höchstens
aber drei vom Kandidaten anzugebende
Prüfungsfächer der ersten Diplomprü-
fung. Die übrigen Prüfungsfächer der
ersten Diplomprüfung sind im zweiten
Teil der kommissionellen Prüfung zu prü-
fen;

b) meldet sich der Kandidat nach dem ersten
Studienjahr zum ersten Teil der kommis-
sionellen Prüfung, so umfaßt sie diejeni-
gen Prüfungsfächer bzw. diejenigen Prü-
fungsteile derselben, die den im ersten
Studienjahr inskribierten Lehrveranstal-
tungen entsprechen. Der zweite Teil der
kommissionellen Prüfung umfaßt die übri-
gen Prüfungsfächer bzw. Prüfungsteile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen (Prü-
fungsteile), so hat sich die kommissionelle Prüfung
auf die restlichen Prüfungsfächer (Prüfungsteile)
zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von meh-
reren Lehrveranstaltungen, so zerfällt diese Teil-
prüfung in so viele Prüfungsteile, als Lehrveranstal-
tungen eingerichtet sind.

(5) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren Prü-
fungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Erfolg abge-
legt, wenn jeder Prüfungsteil zumindest mit der
Note „Genügend" beurteilt wurde (§ 29 des Allge-
meinen Hochschul- Studiengesetzes).

(6) Nichtbestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen (Abs. 2 Z 1) dürfen nur drei-
mal, nichtbestandene kommissionelle Prüfungen
(Abs. 2 Z 2) nur zweimal wiederholt werden (§ 30
Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes). Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung nach einmali-
ger erfolgloser Ablegung einer oder mehrerer Teil-
prüfungen (Prüfungsteile), so gilt die kommissio-
nelle Prüfung als erste Wiederholung; sie kann im
Falle eines Mißerfolges noch zweimal wiederholt
werden. Hat der Kandidat eine oder, mehrere Teil-
prüfungen (Prüfungsteile) schon zweimal erfolglos
abgelegt, so gilt die kommissionelle Prüfung als
zweite Wiederholung und kann noch einmal wie-
derholt werden. Hat der Kandidat eine oder meh-
rere Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon dreimal
ohne Erfolg abgelegt, so gilt die kommissionelle
Prüfung als Prüfung gemäß § 30 Abs. 5 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes und kann nicht
mehr wiederholt werden. Die Bestimmung des § 30
Abs. 1 zweiter bis vierter Satz des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes bleibt unberührt.

(7) Die erste Diplomprüfung ist mündlich abzu-
halten. Sind jedoch Rechen- oder Konstruktions-
aufgaben zu lösen, sind diese schriftlich durchzu-
führen. Ist der Nachweis experimenteller Fähigkei-
ten notwendig, so sind Prüfungsarbeiten oder prak-
tische Tätigkeiten durchzuführen. Wenn die münd-
liche Ablegung von Teilprüfungen oder Prüfungs-
teilen derselben vor Einzelprüfern wegen der zu
großen Zahl der Kandidaten und der geringen Zahl
der Prüfer nicht möglich ist, sind auf Beschluß des
zuständigen Universitätsorgans schriftliche Prüfun-
gen oder Prüfungsarbeiten anzuordnen. Bei der
gemäß Abs. 6 letzten zulässigen Wiederholung
einer auf solche Art durchgeführten Teilprüfung
oder eines Prüfungsteiles hat zusätzlich eine münd-
liche Prüfung stattzufinden. Eine mündliche Prü-
fung hat zusätzlich auch dann stattzufinden, wenn
der Kandidat eine solche beantragt (§ 30 Abs. 7 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes), sofern
die schriftliche Prüfung oder die Prüfungsarbeit mit
einer positiven Note beurteilt wurde (§ 29 Abs. 2
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).
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(8) Wenn die erste Diplomprüfung nicht späte-
stens bis zum Ende des sechsten Semesters vollstän-
dig abgelegt wurde, sind weitere Semester in den
zweiten Studienabschnitt nicht einzurechnen (§ 20
Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes).

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 7. (1) In den sechs Semestern des zweiten Stu-
dienabschnittes sind nach Maßgabe des Studienpla-
nes unter Berücksichtigung der vorhandenen Lehr-
und Forschungseinrichtungen zwischen 127 und
151 Wochenstunden aus den Prüfungsfächern und
fünf Wochenstunden aus Freifächern zu inskribie-
ren. Die im Studienplan empfohlenen Freifächer
sind besonders zu beachten. Im fünften bis zehnten
Semester ist die Inskription von mindestens je
16 Wochenstunden erforderlich.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
in den Prüfungsfächern zu inskribieren:

(3) Der wissenschaftstheoretischen und philoso-
phischen Vertiefung der Fachgebiete der Lebens-
mittel- und Biotechnologie sowie der Erfassung der
Fachgebiete in historischer oder wissenschaftsge-
schichtlicher oder soziologischer Weise ist durch
besondere Lehrveranstaltungen Rechnung zu tra-
gen (§15 Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes).

Diplomarbeit

§ 8. (1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem
der Studienrichtung zugehörigen Fach zu entneh-
men (§ 8 Abs. 1 des Bundesgesetzes über Studien-
richtungen der Bodenkultur und § 25 Abs. 1 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit vorzuschlagen und einen dem Fach
nach zuständigen Universitätsprofessor, emeritier-
ten Universitätsprofessor, Honorarprofessor oder

Universitätsdozenten um Betreuung zu ersuchen,
oder das Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl
von Vorschlägen der ihrem Fach nach zuständigen
oben genannten Universitätslehrer nach Maßgabe
der Bestimmungen des § 25 Abs. 1 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes auszuwählen. Dem
Angehörigen der oben genannten Universitätsleh-
rer, der das Thema der Diplomarbeit angenommen
oder vorgeschlagen hat, obliegt auch die Betreuung
des Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplom-
arbeit sowie ihre Begutachtung. Er hat nach Anhö-
rung des Kandidaten im Einvernehmen mit dem
Präses der Prüfungskommission zur Abhaltung der
zweiten Diplomprüfung festzusetzen, ob die
Diplomarbeit als Institutsarbeit oder als Hausarbeit
durchzuführen ist.

(3) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung
einzureichen.

Vorprüfungen zur zweiten Diplomprüfung

§ 9. Zur zweiten Diplomprüfung sind folgende
Vorprüfungen abzulegen:

1. Rechtswissenschaften;
2. Volkswirtschaftslehre;
3. Betriebswirtschaft und Betriebsorganisation;
4. Industriewasserwirtschaft;
5. Betriebliche Führungspraxis;
6. Meß- und Regeltechnik;
7. Verpackungstechnik;
8. nach Wahl des Kandidaten eines der folgen-

den Fächer:
Baukunde;
Transporttechnik;
Methodologie technologischer Forschung.

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung

§ 10. (1) Für die Zulassung zum ersten Teil der
zweiten Diplomprüfung gelten die Bestimmungen
des § 5 sinngemäß.

(2) Die Zulassung zum zweiten Teil der zweiten
Diplomprüfung setzt voraus:

1. Die erfolgreiche Ablegung der ersten Diplom-
prüfung;

2. die Inskription der gemäß § 2 Abs. 1 vorgese-
henen Zahl von Semestern, die allenfalls
gemäß § 3 Abs. 4 des Bundesgesetzes über
Studienrichtungen der Bodenkultur herabge-
setzt werden kann;

3. die erfolgreiche Ablegung der Vorprüfungen
aus den im § 9 genannten Fächern;

4. die erfolgreiche Ablegung des ersten Teiles
der zweiten Diplomprüfung;

5. die Approbation der Diplomarbeit;
6. die Absolvierung der im Studienplan vorgese-

henen Praxis.

Zweite Diplomprüfung

§ 11. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprü-
fung sind:
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1. Spezielle Biologie;
2. Spezielle Chemie;
3. Technologie der Nahrungs- und Genußmit-

tel;
4. Nahrungs- und Genußmittelkontrolle;
5. Energiewirtschaft.

Die unter Z 1 bis 5 angeführten Prüfungsfächer
sind um jene Teilgebiete zu erweitern, die der Kan-
didat gemäß § 7 Abs. 2 lit. f und g ausgewählt hat.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist. Der erste
Teil ist nach Wahl des Kandidaten in Form von
Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder als kommis-
sionelle Prüfung aus allen Prüfungsfächern gemäß
Abs. 1 abzulegen. Der zweite Teil ist jedenfalls als
kommissionelle Prüfung vom gesamten Prüfungsse-
nat abzuhalten und besteht aus zwei Prüfungsfä-
chern :

1. Dem Teilgebiet des Prüfungsfaches, dem das
Thema der Diplomarbeit zuzuordnen ist;

2. einem Teilgebiet des Prüfungsfaches, das als
ein Schwerpunkt der Studienrichtung anzuse-
hen ist. Dieses ist unter Berücksichtigung der
Prüfung gemäß Z 1 vom Präses der Prüfungs-
kommission zur Abhaltung der zweiten
Diplomprüfung nach Anhörung des Kandida-
ten zu bestimmen. Der Kandidat ist berech-
tigt, einen Vorschlag zu machen.

(3) Beantragt der Kandidat die. kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplomprü-
fung erst nach erfolgreicher Ablegung einer oder
mehrerer Teilprüfungen, so erstreckt sich die kom-
missionelle Prüfung auf die restlichen Prüfungsfä-
cher.

(4) Auf den ersten Teil der zweiten Diplomprü-
fung sind die Bestimmungen des § 6 Abs. 4 bis 7
sinngemäß anzuwenden. Der zweite Teil der zwei-
ten Diplomprüfung ist mündlich abzuhalten. Auf
die Wiederholung des zweiten Teiles der zweiten
Diplomprüfung ist § 30 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes anzuwenden.

(5) Auf Antrag des Kandidaten ist zu bewilligen,
daß die gemäß Abs. 1 vorgesehenen Prüfungsfächer
(oder Teilgebiete derselben) zum Teil durch Prü-
fungsfächer anderer Studienrichtungen oder Stu-
dienzweige, die an der betreffenden Universität
oder an einer anderen Universität eingerichtet sind,
ersetzt werden, wenn die Wahl im Hinblick auf
wissenschaftliche Zusammenhänge oder eine
Ergänzung der wissenschaftlichen Berufsausbil-
dung sinnvoll erscheint. Die gemäß dieser Bestim-
mung gewählten Prüfungsfächer dürfen die Hälfte
des Prüfungsstoffes der zweiten Diplomprüfung,
gemessen an der Stundenzahl der auf Grund des
Studienplanes zu inskribierenden Lehrveranstaltun-
gen, nicht übersteigen. Aus den gewählten Prü-
fungsfächern sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß
der Lehrveranstaltungen für die weggefallenen Prü-
fungsfächer (Prüfungsteile) zu inskribieren.

Verleihung des akademischen Grades
„Diplom-Ingenieur"

§ 12. (1) An die Absolventen der Studienrichtung
Lebensmittel- und Biotechnologie wird der akade-
mische Grad „Diplom-Ingenieur", abgekürzt
„Dipl.-Ing.", verliehen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Universitätskollegium mittels des in der
4. Durchführungsverordnung zum Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetz vorgesehenen Formula-
res anzusuchen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors durch einen Ordentlichen
Universitätsprofessor als Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß des obersten Kollegialorgans der im § 1
erwähnten Universität auch in lateinischer Sprache
verfaßt werden. In der Urkunde ist ersichtlich zu
machen, daß es sich um einen Absolventen der Stu-
dienrichtung Lebensmittel- und Biotechnologie
handelt.

(5) Absolventen der Studienrichtung Lebensmit-
tel- und Biotechnologie sind nach Maßgabe einer
besonderen Studienordnung zur Erwerbung des
Doktorates der Bodenkultur zuzulassen.

Scnlußbestimmung

§ 13. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 11. August 1970,
BGBl. Nr. 286, über die Studienordnung für die
Studienrichtung Lebensmittel- und Gärungstechno-
logie, zuletzt geändert durch Verordnung BGBl.
Nr. 405/1971, tritt mit Inkrafttreten des auf Grund
dieser Studienordnung zu erlassenden Studienpla-
nes außer Kraft und gilt nur noch in den Fällen des
§ 45 Abs. 6 und 7 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes, höchstens jedoch acht weitere Jahre
ab Inkrafttreten des entsprechenden Studienplanes.

Fischer

366. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 27. August
1984, mit der die Verordnung über die Stu-
dienordnung für die Studienrichtung Kultur-
technik und Wasserwirtschaft geändert wird

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 1 bis 15 des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 292/1969, über Stu-
dienrichtungen der Bodenkultur, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 294/1984, in
Verbindung mit den Bestimmungen des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/
1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 116/1984, wird verordnet:
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Die Verordnung über die Studienordnung für
die Studienrichtung Kulturtechnik und Wasserwirt-
schaft, BGBl. Nr. 287/1970, in der Fassung der
Kundmachung BGBl. Nr. 137/1971 Z 5, der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 406/1971 und der Verordnung
BGBl. Nr. 334/1981 wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 lautet:

„(1) In den vier Semestern des ersten Studienab-
schnittes sind nach Maßgabe des Studienplanes ins-
gesamt zwischen 95 und 105 Wochenstunden aus
den Prüfungsfächern und fünf Wochenstunden aus
den Freifächern zu inskribieren. Die Zahl der
inskribierten Wochenstunden hat in jedem Seme-
ster mindestens 20 zu betragen."

2. § 3 Abs. 2 lautet:

„(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Prüfungsfächern zu inskribieren:

3. In § 4 Abs. 2 entfallen die lit. „e) Botanik und
f) Geologie und Bodenkunde".

4. § 6 Abs. 1 lautet:

„(1) Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung
sind:

a) Mathematik;
b) Botanik;
c) Geologie und Bodenkunde;
d) Baustatik und Festigkeitslehre (I)."

5. § 7 Abs. 1 lautet:

„(1) In den sechs Semestern des zweiten Studien-
abschnittes sind insgesamt 140 bis 150 Wochen-
stunden aus den Prüfungsfächern und acht
Wochenstunden aus den Freifächern zu inskribie-
ren. Im fünften und neunten Semester ist die
Inskription von mindestens je 20 Wochenstunden,
im zehnten Semester die Inskription von minde-
stens fünf Wochenstunden erforderlich."

6. § 7 Abs. 2 lit. f lautet:

7. Dem § 9 wird folgende Z 12 angefügt:

„12. Baustatik und Festigkeitslehre (II)."

8. § 11 Abs. 1 lautet:

„(1) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) Wasserwirtschaft und Wasserbau;
b) Bodenmechanik und Grundbau;
c) Erd-, Straßen-, Bahn- und Brückenbau;
d) Agrarische Operationen;
e) Raumplanung und Raumordnung;
f) Geodäsie und Photogrammetrie;
g) Hydraulik.

Die unter lit. a bis g angeführten Prüfungsfächer
sind um jene Teilgebiete zu erweitern, die der Kan-
didat gemäß § 7 Abs. 2 lit. f und g ausgewählt hat."

Fischer

367. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 30. August
1984, mit der die Studienordnung für die Stu-
dienrichtung Erdwissenschaften geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 9, 12, 15, 18, 20 und 21
des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 326/1971, über gei-
steswissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Studienrichtungen, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 59/1983 in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 116/1984 wird ver-
ordnet:

Die Verordnung, BGBl. Nr. 128/1976, über die
Studienordnung für die Studienrichtung Erdwis-
senschaften in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 80/1982 wird wie folgt geändert:

1. §1 Abs. 3 lit. flautet:
„f) Montangeologie an der Montanuniversität

Leoben gemeinsam mit der Formal- und
Naturwissenschaftlichen Fakultät der Univer-
sität Wien sowie an der Montanuniversität
Leoben gemeinsam mit der Naturwissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Graz."

2. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Unbeschadet der Bestimmungen des § 2 und
der Absätze 5 und 6 sind im zweiten Studienab-
schnitt nach Maßgabe des Studienplanes unter
Berücksichtigung der vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen insgesamt zwischen 78 und
106 Wochenstunden aus den in Abs. 4 genannten
Pflicht- und Wahlfächern und 8 Wochenstunden
aus den Freifächern zu inskribieren. Die Zahl der
inskribierten Wochenstunden hat in jedem Seme-
ster mindestens 15, im letzten einrechenbaren
Semester mindestens 5 zu betragen."
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3. § 6 Abs. 4 lit. f lautet:

4. § 8 Abs. 2 lit. e lautet:
„e) die erfolgreiche Ablegung einer Vorprüfung

nach Wahl des Kandidaten über den Stoff
von Lehrveranstaltungen (§ 6 Abs. 6) gemäß
§ 15 Abs. 5 des"Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes;"

5. Nach § 8 Abs. 2 lit. f wird eingefügt:
„g) die Absolvierung der im Studienplan für den

Studienzweig Montangeologie vorgesehene
Praxis;"

6. § 8 Abs. 2 lit. g erhält die Bezeichnung § 8
Abs. 2 lit. h.

7. § 9 Abs. 1 lit. f lautet:
„f) Studienzweig „Montangeologie":

1. Allgemeine und Angewandte Geologie;
2. die gemäß § 6 Abs. 4 lit. f Z 2 gewählten

Fächer;
3. Angewandte Lagerstättenkunde;
4. Angewandte Geophysik;
5. Angewandte Geochemie;
6. Grundzüge des Berg- und Erdölwesens;
7. ein Wahlfach gemäß § 6 Abs. 4 lit. f Z 8."

Fischer

368. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 30. August
1984, mit der die Studienordnung für die Stu-
dienrichtung Volkskunde (Ethnologia Euro-

paea) geändert wird
Auf Grund der §§ 1 bis 9, 12, 15, 18, 20 und 21

des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 326/1971, über gei-
steswissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Studienrichtungen, zuletzt geändert durch Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 59/1983, in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 116/1984, wird verordnet:

Die Verordnung, BGBl. Nr. 46/1978, über die
Studienordnung für die Studienrichtung Volks-
kunde (Ethnologia Europaea) wird wie folgt geän-
dert:

1. § 3 Abs. 2 lit. a lautet:
„a) Geschichte und Methoden der

Volkskunde 10—12"

2. Dem § 3 Abs. 2 wird folgende lit. d angefügt:
„d) Vorprüfungsfach (§ 4 Abs. 1) . . . 2"

3. § 4 lautet:
"§ 4. (1) Der Kandidat zur ersten Diplomprü-

fung hat eine Vorprüfung über den Stoff von Lehr-
veranstaltungen abzulegen, in denen die Grund-
kenntnisse des wissenschaftlichen Arbeitens und
der wissenschaftlichen Dokumentation und Infor-
mation in dem für die Fachgebiete notwendigen
Umfang vermittelt werden.

(2) Die Zulassung zum abschließenden Teil oder
zur kommissionellen Ablegung der ersten Diplom-
prüfung setzt nach Maßgabe des Studienplanes die
Teilnahme an vier bis sechs Exkursionen in Öster-
reich in der Dauer von insgesamt 8 bis 14 Tagen
voraus."

4. § 5 Abs. 1 lit. a lautet:
„a) Geschichte und Methoden der Volkskunde,"

5. § 7 Abs. 1 lautet:
„§ 7. (1) Wurde die Studienrichtung Volkskunde

als erste Studienrichtung gewählt, so hat der Kan-
didat zur zweiten Diplomprüfung eine Vorprüfung
über den Stoff von Lehrveranstaltungen, welche die
Fachgebiete der Studienrichtung wissenschaftstheo-
retisch und philosophisch vertiefen sowie in histori-
scher oder wissenschaftsgeschichtlicher oder sozio-
logischer Weise erfassen, abzulegen."

6. § 8 lautet:
„§ 8. Wurde die Studienrichtung Volkskunde als

erste Studienrichtung gewählt, so setzt die Zulas-
sung zur kommissionellen Ablegung des zweiten
Teiles der zweiten Diplomprüfung nach Maßgabe
des Studienplanes die Teilnahme an vier bis sechs
Exkursionen in der Dauer von insgesamt 8 bis
14 Tagen, davon eine Exkursion ins europäische
Ausland in der Dauer von höchstens 8 Tagen, vor-
aus."

Fischer


